„Unterrichtsgarantie +“

An die Personalräte







      2.10.2006

der allgemeinbildenden Schulen

in Stadt und Kreis Offenbach

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

wir möchten noch einmal die wichtigsten Ergebnisse zur U+ zusammenfassen: 

1. Lehrerinnen und Lehrer sind über ihr soziales Gewissen, aber auch über die permanente Kritik an ihrer vermeintlich schlechten Arbeit psychologisch leicht erpressbar. Es ist deshalb sinnvoll, sich gemeinsam über die Folgen jeglichen Handelns, das die U+ „geschmeidiger“ macht, klar zu werden.


2. Die „Unterrichtsgarantie plus`’ ist aus politischen Gründen abzulehnen. Sie erodiert die Lehrerqualifikation, sie bringt das Gehaltsgefüge zum Einsturz, sie bestreitet das Recht der Kinder auf qualitativ hohen und nachhaltigen Unterricht, sie fördert prekäre Arbeit, sie führt zu erheblichen Mehrbelastungen und damit zu weniger Zeit für Wesentliches, sie degradiert Schule zur Aufbewahrungsanstalt und entwertet damit ganz allgemein das, was in Schule getan wird. (Vgl. Presseerklärung der Personalräteversammlung in Heusenstamm vom 6.9.06 zur Umsetzung von U+ auf der Homepage der GEW Offenbach) 

3. Personalräte, die aus diesen Gründen die Einstellung der auf Pool-Listen präsentierten U-Plus-Hilfskräfte abzulehnen gedenken, finden Hilfen für die Ablehnungsbegründung in der Anlage (Download unter www.gew-offenbach.de ( Gesamtpersonalrat). 
Dies gilt für Personalräte, die noch keine Pool-Listen vorgelegt bekommen haben. Es gilt aber auch für neu hinzukommende Pool-Kräfte. Und es gilt auch, wenn z.B. mit einer Pool-Kraft die Erfahrungen so miserabel sind, dass ein Personalrat im Wege des Initiativantrags nach § 69(3) HPVG „zum Wohle aller Beschäftigten“ beantragt, diese Kraft von der Liste zu streichen.
Dabei sind wir uns bewusst, dass nicht nur das HPVG kein starkes Durchsetzungsmittel von Kollegiumsinteressen ist, sondern auch durch den neuen § 15 a HSchG die Mitbestimmung der Personalräte zur Farce degradiert wurde. Dieser § 15 a sieht nämlich folgendes vor: (Abdruck im Gesetz- und Verordnungsblatt vom 20.7.06, die zugehörige Verordnung im Amtsblatt 7/06)
a) Die Pool-Vertretungskräfte werden den Personalräten von den Schulleitungen zur Mitbestimmung vorgelegt.
b) Lehnt der Personalrat ab, so muss er das mit Bezug auf den sehr einengenden § 77(4) HPVG tun. Die beigelegte Musterablehnungsbegründung versucht, die Ansprüche des 77(4) zu erfüllen.
c) Gleichwohl ist die Schulleitung berechtigt, nach dem Motto „Gefahr im Verzug“ die Pool-Liste sofort einzusetzen.
d) Parallel dazu reicht die Schulleitung die Ablehnung des Personalrats nach Wiesbaden weiter. Dort wird geprüft, ob die Ablehnungsbegründung den Voraussetzungen des 77(4) standhält. Dies war nach Meinung des Kultusministeriums bisher in keinem einzigen Fall gegeben. Deshalb wurden die Ablehnungsbegründungen zurückgeschickt mit der Bemerkung, dass mangels einer „richtigen“ Begründung nun faktisch eine Zustimmung (=“Fiktionswirkung“) vorliege.
e) Sollte ein PR der Meinung sein, dass diese Beurteilung durch das Kultusministerium falsch ist, kann er die Berechtigung durch ein „Beschlussverfahren“ prüfen lassen. (siehe Anlage) Beschlussverfahren sind nicht immer erfolgreich, wirbeln aber eine Menge Staub auf. Wenn ein PR so etwas unternehmen will, sollte er sich von der GEW-Rechtsstelle oder GPRLL-Mitgliedern beraten lassen.
f) Sollte eine Ablehnungsbegründung in Zukunft die Hürde d) bzw. e) schaffen, so wird sie der Einigungsstelle vorgelegt, die eigens dazu einberufen wird. 
g) Wenn die Einigungsstelle sich der Meinung des Personalrats anschließen sollte, ist dies trotzdem nur eine Empfehlung: Das Kultusministerium kann die Entscheidung der Einigungsstelle aufheben.
So viel zum Thema Demokratie und Partizipation in der Hessischen Landesregierung. Und gerade deswegen lehnen wir als Personalräte die Pool-Listen ab. 

4. Auf dem Rechtsweg werden wir die ‚Unterrichtsgarantie plus’ nicht kippen können. Sie ist nur politisch zu bekämpfen. Wir nutzen aber die rechtlichen Möglichkeiten als politisches Gestaltungsmittel. Dazu kann z.B. auch gehören, dass wir als Eltern gegen die Zumutung klagen, unser Kind einerseits der Schulpflicht unterworfen zu sehen, während sich der Staat andererseits der Pflicht zum qualitätsvollen und garantierten Unterricht entzieht.


5. Wir nehmen das Thema „Unterrichtsgarantie +“ regelmäßig auf die Tagesordnung für die gemeinsame Sitzung mit der Schulleitung. Die Schulleitung soll regelmäßig berichten über Mehrbelastung von KollegInnen, Klassenzusammenlegungen, Doppelaufsichten, Einsatz von Pool-Kräften, Aufnahme neuer Pool-Kräfte, Anzahl ausgefallener Stunden, Anzahl vertretener Stunden, Pannen und andere Vorkommnisse beim Einsatz von Hilfskräften...
In Personalversammlungen unterrichten wir regelmäßig das Kollegium über die Zustände und versichern uns des gegenseitigen Rückhalts. Ggf. gehen wir damit auch an die schulinterne/schulexterne Öffentlichkeit.


6. Wir intensivieren die Elternarbeit. Nur gemeinsam mit den Eltern und ggf. auch den Schülervertreterinnen werden wir es schaffen, durchzusetzen, was jedem Kind in Hessen zusteht: 100%ige Unterrichtsabdeckung und 10 % Vertretungsreserve. Das ist und bleibt unsere Forderung, und nur so können wir seriös Unterricht garantieren. 
 (Anmerkung: Auch bei einem Großunternehmen wie Lufthansa gibt es Vertretungsreserven für den Fall des Ausfalls einer Pilotin oder eines Flugbegleiters! Dort geht es um die Garantie eines Verkehrsangebots, den Ruf eines Unternehmens und letztlich den Gewinn. Bei uns geht es um die Garantie des Unterrichtsangebots, die Kinder und deren Anspruch auf Bildung. Was ist wichtiger?)
Wir beziehen die Eltern bei unserer Sorge ein, dass U+ wenig mit Unterricht und viel mit Aufbewahrung zu tun hat. Und dass auch Kinder, deren Lehrkraft nicht fehlt, in Mitleidenschaft gezogen werden, wenn Doppelaufsichten und Klassenaufteilungen zunehmen.
Wir empfehlen den Eltern, nicht die Hotline zum KM zu nutzen, sondern Vorkommnisse zu sammeln und diese an den Elternbeirat weiter zu geben, der die Erfahrungen zum gegebenen Zeitpunkt bündeln kann.

7. Wir fordern unser Mitbestimmungsrecht bei angeordneter Mehrarbeit ein.
Aus dem § 74(1)9. ergibt sich, dass wir Mitbestimmung bei der Festlegung von Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit haben und auch bei der Festlegung allgemeiner Regelungen zu Mehrarbeit. Dies bedeutet einerseits, dass in jedem Einzelfall, in dem Mehrarbeit angeordnet wird, der Personalrat ein Mitbestimmungsrecht hat, da es sich hier um die Festlegung von Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit handelt. Die Umsetzung dieser Bestimmung dürfte in der Schule zugegebenermaßen auf Schwierigkeiten treffen. Das sollte uns aber nicht daran hindern, die Schulleitung einmal prinzipiell darauf aufmerksam zu machen, dass sie nicht so einfach ohne PR-Beteiligung Mehrarbeit von oben anordnen kann. Und was in den Stundenplan bereits eingearbeitete potenzielle Mehrarbeit betrifft, so sollten wir uns unsere Rechte nicht absprechen lassen. Ohnehin muss der PR bei allen grundsätzlichen Entscheidungen, die Mehrarbeit betreffen, um seine Zustimmung gebeten werden, ja, er kann auf dem Wege des Initiativrechts gemäß § 69(3) sogar eigene Vorschläge machen. Dies alles ist nachlesbar im Kommentar zum HPVG (Roetteken/Rothländer), der vermutlich im Schulleitungszimmer steht.


8. Eine regelmäßige Nutzung der Möglichkeit, bis zu 3 Mehrarbeitsstunden im Monat ohne Vergütung zu verlangen, ist rechtswidrig. Auch dies ergibt sich aus dem genannten Kommentar, der sich seinerseits auf ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts bezieht. Danach darf Mehrarbeit „nicht dazu herhalten, eine unzureichende Personalausstattung zu kompensieren. Überstunden dürfen immer nur vorübergehender Natur sein. Die Einhaltung dieses gesetzlich und tarifvertraglich vorgegebenen Grundsatzes zählt zum Aufgabenbereich des Personalrates und kann bei Besorgnis der Missachtung seine Zustimmungsverweigerung (Anm: zum Antrag auf Genehmigung von Mehrarbeit!) begründen. Insoweit ist auch die Dienststelle auf die ihr zur Verfügung stehende Personalausstattung beschränkt und kann die sich daraus ergebenden Bindungen nicht unter Berufung auf die Pflicht zur Aufgabenerfüllung abstreifen.“. (Kommentar zum HPVG, Seite 228, genannt wird das Urteil des BVerwG v. 28.5.2003, ZBR 2003, 383, 384)


9. Wir schützen Teilzeitbeschäftigte, beraten sie hinsichtlich ihrer Rechte und weisen die Schulleitung auf mögliche Folgen hin, Teilzeitbeschäftigten Mehrarbeit anzuordnen.
Bei den Teilzeit-Angestellten ist gerichtlich geklärt, dass diese überhaupt keine unentgeltliche Mehrarbeit machen müssen, so lange der Umfang ihrer Tätigkeit nicht ein Vollzeit-Beschäftigungsverhältnis erreicht. Vielmehr erhalten sie ab der ersten Mehrarbeitsstunde die volle Vergütung, die ihnen aus dem BAT zusteht, z.B. für eine BAT II a-Kraft 33,76 Euro. Dies entspricht einem Urteil des EuGH und wird auch vom Staatlichen Schulamt so weitergegeben. 
Für Teilzeit-Beamte wurde eine Klage in derselben Angelegenheit kürzlich dem EuGH vorgelegt. Es ist zu erwarten, dass analog zu den Angestellten entschieden wird. Die GEW stellt für Teilzeit-Beamte ein Formular zur Verfügung, mit dem man diese Vergütung schon jetzt beantragen kann. Damit hängt man sich an die laufende Klage an und erhebt ab sofort (und dies ist übrigens auch rückwirkend möglich, und zwar ab dem 1.1.2003 für jede geleistete Mehrarbeitsstunde durch Teilzeitbeschäftigte!) Anspruch auf volle Bezahlung. Da gerade Teilzeitkräfte derzeit vermehrt zum Lückenstopfen herangezogen werden, ist es langsam an der Zeit, Teilzeit-BeamtInnen nun flächendeckend aufzuklären.
Personalräte sollten ihre Schulleitungen auf die möglicherweise auf sie zu kommenden erhöhten Kosten hinweisen, wenn sie Teilzeit-Beschäftigte zu Mehrarbeit heranziehen!


10. Bereitschaftsstunden sind Arbeitszeit! Sie sind auf die Pflichtstunden anzurechnen.  Sie sind mitbestimmungspflichtig nach § 74(1)9., d.h., die Bedingungen müssen mit dem Personalrat verhandelt werden. Sie sind auch Bestandteil eines Vertretungskonzepts, das der Gesamtkonferenz vorgelegt werden muss..


11. Wir sind nicht verpflichtet, für Pool-Kräfte Unterricht vorzubereiten. Gemäß der Verordnung zur Sicherstellung der Verlässlichen Schule (ABl 7/06, Seiten 620ff) gehören Unterrichtsvor- und Nachbereitung zu den Pflichten der Pool-Vertretungskräfte (§ 6(1)).


Und nun noch zwei weitere Informationen:

1. Die Pflichtstundenverordnung wurde novelliert. Die Änderungen ergeben sich aus dem beigefügten Blatt. Dieses enthält auch Anregungen für die Tätigkeit des Personalrats.



2. Die Fortbildungsbudgets für 2006 wurden den Schulen zugeteilt. Der Personalrat sollte fragen, wie viel Geld zur Verfügung steht und wie viel wofür schon ausgegeben wurde. Auf Gleichverteilung ist zu achten!



Freundliche Grüße und gutes Gelingen

Rainer Spatz, GPRLL

